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Im Ständerat behandelte Geschäfte 

 

 

17.073  Bundesratsgeschäft Abkommen zwischen der Schweiz und der EU über die 

Verknüpfung der Emissionshandelssysteme: Genehmigung 

und Umsetzung (Änderung des CO2-Gesetzes) 

 

Ausgangslage: Im Oktober 2017 ratifizierte die Schweiz das Klimaübereinkommen von 

Paris. Damit verpflichtet sie sich, ihre Emissionen gegenüber dem Stand 

von 1990 zu halbieren. Der Bundesrat will den Übergang zu einer 

treibhausgasarmen Wirtschaft weiter vorantreiben und dabei auf bewährte 

Instrumente setzen. Durch eine Weiterführung und punktuelle Verschärfung 

der Instrumente in den Bereichen Verkehr, Gebäude und Industrie sollen 

die Treibhausgasemissionen in der Schweiz bis 2030 um mindestens 30 

Prozent gegenüber 1990 reduziert werden. Maximal 20 Prozent sollen im 

selben Zeitraum über Massnahmen im Ausland erbracht werden. Dadurch 

verstärkt die Schweiz ihren Beitrag zur Begrenzung der globalen 

Klimaerwärmung auf weniger als zwei Grad, bzw. sogar auf maximal 1,5 

Grad Celsius. 

 Gleichzeitig verabschiedete der Bundesrat die Botschaft zum Abkommen 

über die Verknüpfung der Emissionshandelssysteme (EHS). Dieses muss 

von den Parlamenten der beiden Parteien ratifiziert werden. Durch die 

Verknüpfung des Schweizer EHS mit demjenigen der EU erhalten 

Schweizer Unternehmen Zugang zu einem grösseren Markt und kommen in 

den Genuss derselben Wettbewerbsbedingungen wie Unternehmen aus dem 

EU-Raum.  

 

Entscheid NR: Annahme des angepassten Entwurfs mit 116 zu 68 Stimmen. 

Dabei hat der Nationalrat gegenüber dem Entwurf einige Änderungen 

übernommen; die wichtigste davon, um eine Doppelbelastung der Luftfahrt 

auszuschliessen. 

 

Antrag UREK-SR: Mit keiner Gegenstimme und 1 Enthaltung beantragt die Kommission 

Zustimmung zum Entscheid des Nationalrats. 

Sie unterstützt die Koppelung der beiden Handelssysteme, mit der die CO2-

Emissionsrechte von Schweizer Unternehmen denen aus dem EU-Raum 

gleichgestellt werden sollen.  

Statt eines nationalen Alleingangs will die Kommission, dass der CO2-

Emissionshandel der Schweiz mit dem EU-System verbunden wird und 

befürwortet deshalb die Ratifikation des entsprechenden Abkommens. 

 

Kommentar ANS: AQUA NOSTRA SCHWEIZ empfiehlt Zustimmung. 

Emissionen und Klimapolitik sind ein globales Anliegen, das nicht nur aufs 

Inland ausgerichtet sein sollte. Ein kleines Land wie die Schweiz kann dies 

nicht für sich isoliert betrachten. Zwar ist es korrekt, auch im Inland die 

möglichen und effizienten Massnahmen zur Vermeidung von Emissionen 

vorzunehmen. Allerdings sind die gleich erfolgreichen Einsparungen im 

Ausland viel einfacher und kostengünstiger zu erreichen. Deshalb erscheint 

es sinnvoll, zumindest mit der EU die Emissionshandelssysteme zu 

verknüpfen. 

  



 3 

 

 

12.402  Parl.Iv. J. Eder Die Eidgenössische Natur- und Heimatschutzkommission 

und ihre Aufgabe als Gutachterin 

 

Forderung: Das Bundesgesetz über den Natur- und Heimatschutz (NHG) wird wie folgt 

geändert: 

 Art. 6 Abs. 2 

Ein Abweichen von der ungeschmälerten Erhaltung im Sinne der 

Inventare darf bei Erfüllung einer Bundesaufgabe nur in Erwägung 

gezogen werden, wenn öffentliche Interessen des Bundes oder der 

Kantone oder eine umfassende Interessenabwägung dafür sprechen. 

 Art. 7 Abs. 3 

Das Gutachten bildet eine der Grundlagen für die Entscheidbehörde, 

welche es in ihre Gesamtinteressenbeurteilung einbezieht und würdigt. 

 

Begründung: Bewilligungsverfahren haben einen bremsenden Einfluss auf die 

Realisierung von Projekten, insbesondere im Bereich der erneuerbaren 

Energien. In diesen Verfahren müssen die Projekte je nach Technologie 

aufwendige Verfahren auf kommunaler, kantonaler und eidgenössischer 

Stufe durchlaufen, in welche verschiedenste Ämter und Stellen involviert 

sind, so auch die Eidgenössische Natur- und Heimatschutzkommission 

(ENHK). Demokratisch gewählte Behörden (Gemeinderäte, Regierungs-

räte, Gerichte) dürfen heute von den Schlussfolgerungen eines ENHK-

Gutachtens kaum noch abweichen. Dieser Zustand kann nicht mehr länger 

akzeptiert werden. Das Gutachten der ENHK soll künftig zwar eine 

gewichtige, jedoch nicht allein ausschlaggebende Entscheidungshilfe sein. 

Kantonale öffentliche Interessen sollen den Interessen an der Erhaltung der 

Schutzobjekte gegenübergestellt werden. 

 

Antrag UREK-SR: Mit 8 zu 2 Stimmen bei 2 Enthaltungen hat die Kommission die Initiative 

zuhanden des Rates in geänderter Form (ohne die Bestimmung zu Art. 6 

Abs. 2 NHG) verabschiedet. 

 

Stellungnahme BR: Der Bundesrat beantragt die Annahme der abgeänderten Initiative. 

 

Kommentar ANS: AQUA NOSTRA SCHWEIZ empfiehlt die Annahme der Initiative. 

In der Abwägung zwischen Mensch, Wirtschaft und Natur wünscht sich 

AQUA NOSTRA SCHWEIZ auch, dass der Bedarf wenn möglich mit 

erneuerbaren Energieträgern und mit CO2-freier Produktion gedeckt 

werden kann. Deshalb ist auch in der Frage der Stromversorgung eine 

pragmatische Haltung gefordert. 

Damit die benötigten erneuerbaren Energieträger bald eingesetzt werden 

können, müssen die Genehmigungsverfahren beschleunigt werden und ist 

auf den absoluten Vorrang des Landschaftsschutzes zu verzichten. Für 

jedes Projekt soll eine sinnvolle Abwägung der Interessen möglich sein, 

ohne dass die einseitige Natur- und Heimatschutzkommission über ein 

faktisches Blockierungsveto verfügt. 

Zwar wäre die Annahme beider neuer Bestimmungen wünschenswert 

gewesen, aber auch in der abgespeckten Form bringt es Verbesserungen. 
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Im Nationalrat behandelte Geschäfte 

 

 

18.073  Bundesratsgeschäft Grenzüberschreitende Luftverunreinigung: 

Übereinkommen betreffend die Verringerung von 

Versauerung, Eutrophierung und bodennahem Ozon 

 

Ausgangslage: Das von 1999 stammende Protokoll von Göteborg ist eines der Zusatz-

protokolle zum Übereinkommen über weiträumige grenzüberschreitende 

Luftverunreinigung der Wirtschaftskommission der Vereinten Nationen für 

Europa (UNECE). Ziel dieses Protokolls ist es, dass weniger 

Schwefeldioxid, Stickoxide, Ammoniak und flüchtige organische 

Verbindungen in die Luft gelangen. Diese Luftschadstoffe wirken sich 

schädlich auf die menschliche Gesundheit und empfindliche Ökosysteme 

aus. 

 

Ziele präzisiert: Um nach den Reduktionszielen der ersten Etappe auch die gesundheitlichen 

und ökologischen Ziele des Protokolls zu erfüllen, müssen die Schadstoff-

emissionen der 25 Vertragsparteien aus Europa sowie den USA und Kanada 

noch weiter sinken. Die Anforderungen des Protokolls wurden deshalb an 

den Stand der Wissenschaft und der Technik angepasst. Sie betreffen die 

Emissionen von industriellen Anlagen, die Verwendung von organischen 

Lösungsmitteln, die Abgase von Motorfahrzeugen und Maschinen sowie 

die Ammoniakemissionen, die bei der Tierhaltung in der Landwirtschaft 

entstehen. Das revidierte Protokoll enthält in dieser zweiten Etappe auch 

präzisierte nationale Emissionsreduktionsziele, die ab 2020 für die vier 

oben genannten Luftschadstoffe sowie neu auch für Feinstaub gelten. 

Die Ziele und Anforderungen des revidierten Protokolls stehen im Einklang 

mit dem schweizerischen Umweltrecht und der Agrarpolitik 2014-2017. 

 

Entscheid SR: Der Ständerat hat den Bundesbeschluss einstimmig angenommen. 

 

Antrag UREK-NR: Die Kommission hat den Entwurf des Protokolls zum Übereinkommen 

einstimmig angenommen. 
 

Kommentar ANS: AQUA NOSTRA SCHWEIZ empfiehlt die Annahme der Änderung. 

Die Schweiz hat ein grosses Interesse an einem wirksamen Überein-

kommen zur Begrenzung der Luftverschmutzung in Europa, da sie von den 

Emissionen anderer Länder direkt betroffen ist. Durch die Umsetzung 

sowohl auf nationaler wie auf internationaler Ebene wird eine weitere 

Verbesserung der Luftqualität erfolgen. Dies wiederum wirkt sich positiv 

auf die Gesundheit der Bevölkerung und auf die Umwelt aus. 
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15.3733  Motion W. Wobmann Streichung der VOC-Abgabe 

 

Forderung: Der Bundesrat wird beauftragt, die VOC-Abgabe ersatzlos zu streichen. 

 

Begründung: Die VOC-Abgabe kostet die Unternehmen pro Jahr rund 130 Millionen 

Franken. Hinzu kommt ein erheblicher administrativer Mehraufwand. Die 

Belastungen der Wirtschaft sollten sukzessiv reduziert werden, damit 

unsere Unternehmen im globalen Wettbewerb wieder gleich lange Spiesse 

haben. Die VOC-Abgabe ist ein Beispiel, mit einer einfachen Massnahme 

(Streichung) eine grosse Wirkung für die betroffenen Branchen erzielt 

werden könnte. Mittels der in der Luftreinhalte-Verordnung festgelegten 

Emissionsgrenzwerte sind bereits genügend Instrumente vorhanden, die 

bisherigen Reduktionen in diesem Bereich weiterzuführen. 

 

Stellungnahme BR: Der Bundesrat beantragt die Ablehnung der Motion. 

Die Lenkungsabgabe auf VOC wird seit dem Jahr 2000 erhoben. Sie setzt 

einen wirksamen Anreiz, VOC sparsamer zu verwenden oder zu 

substituieren sowie die Produktionsprozesse zu optimieren. 

Die bisherigen Erfolge bei der Reduktion der VOC-Emissionen wurden 

dank der Kombination aus VOC-Lenkungsabgabe und Vorschriften der 

Luftreinhalte-Verordnung sowie dank den Abgasvorschriften für Motoren 

erzielt. Die Emissionen aus den der Abgabe unterstellten Branchen konnten 

seit ihrer Einführung um rund 38 % auf gut 40‘000 Tonnen pro Jahr gesenkt 

werden. Eine Streichung der VOC-Lenkungsabgabe birgt das Risiko, dass 

die VOC-Emissionen aus den der Abgabe unterstellten Bereichen wieder 

ansteigen und die bereits erzielten Erfolge infrage gestellt werden, weil die 

erfolgreich eingeführten Reduktionsmassnahmen wieder aufgehoben bzw. 

nicht mehr weitergeführt würden. 

 

Entscheid NR: Annahme der Motion mit 97 gegen 87 Stimmen. 

 

Entscheid SR: Annahme der Motion mit wie folgt geändertem Motionstext: 

„Der Bundesrat wird beauftragt, die VOCV dahingehend anzupassen, dass 

der administrative Aufwand im Vollzug soweit als möglich reduziert wird. 

Das Schutzniveau soll dabei gewahrt und die Anliegen der betroffenen 

Branchen angemessen berücksichtigt werden.“  

 

Antrag UREK-NR: Die Kommission unterstützt den Entscheid des Ständerates einstimmig. 

 

Kommentar ANS: AQUA NOSTRA SCHWEIZ empfiehlt die Annahme des geänderten 

Motionstextes. 

Eine umfassende Abwägung zwischen Umwelt, Mensch und Wirtschaft 

führt zur Empfehlung, dass geeignete Anreize für den Gebrauch von 

schädigenden Stoffen sinnvoll sind. Die Streichung der bisherigen Abgabe 

führte zwar zu einer Senkung der administrativen und finanziellen Kosten, 

würde aber die Erfolge in diesem Bereich infrage stellen. Deshalb muss 

wenigstens Verbesserungspotenzial genutzt werden, namentlich bei der 

VOC-Bilanzierung. In Zukunft sollen Betriebe, die eine Abgabebefreiung 

beanspruchen, ihre ökologische Leistung in einem schlankeren Verfahren 

nachweisen können. Ohne Lenkungsabgabe drohen strengere Grenzwerte, 

was für die Betriebe einen Kostenanstieg zur Folge hätte.  
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18.401  Parl.Iv. UREK-SR Erneuerung des Fonds Landschaft Schweiz 2021-2031 

Forderung: Es werden die erforderlichen Bestimmungen erarbeitet, damit: 

1. der Bundesbeschluss über Finanzhilfen zur Erhaltung und Pflege von 

naturnahen Kulturlandschaften um zehn Jahre bis zum 31. Juli 2031 

verlängert werden kann; und 

2. der Fonds Landschaft Schweiz für diese Laufzeit mit einem weiteren 

Bundesbeitrag von 50 Millionen Franken ausgestattet werden kann. 

 

Begründung: Die Bundesversammlung hat 1991 als Beitrag des Parlamentes zur 700-

Jahr-Feier der Eidgenossenschaft „etwas von bleibendem Wert“ schaffen 

wollen. Sie hat dazu, zunächst für zehn Jahre, einen Fonds zur Erhaltung 

und Pflege naturnaher Kulturlandschaften eingerichtet, mit 50 Millionen 

Franken dotiert und ganz bewusst als „von der Bundesverwaltung 

losgelöstes“ Förderinstrument ausgestaltet. Weil sich dieser Fonds 

Landschaft Schweiz (FLS) bewährt hat, haben die eidgenössischen Räte die 

Rechtsgrundlagen mittlerweile zweimal um je zehn Jahre verlängert. 

Diese Rechtsgrundlage des FLS, der Bundesbeschluss über Finanzhilfen zur 

Erhaltung und Pflege naturnaher Kulturlandschaften ist bis zum 31. Juli 

2021 befristet; die bereitgestellten Bundesmittel sind bis dann aufgebraucht. 

 

Entscheid BR: Der Bundesrat lehnt die vorgeschlagene Verlängerung ab. 

Er ist der Meinung, dass der Bund aus ordnungspolitischen Gründen keine 

weiteren Einlagen in den Fonds leisten sollte. Zum einen sah das Parlament 

nur eine einmalige Einlage des Bundes vor. Zum andern bilden Spezial-

fonds Parallelhaushalte neben dem ordentlichen Bundeshaushalt, erhöhen 

die Komplexität der Bundesrechnung und verringern die Transparenz. 

 

Entscheid SR: Der Ständerat hat den Bundesbeschluss mit 40 zu 1 Stimmen 

angenommen. 
 

Kommentar ANS: AQUA NOSTRA SCHWEIZ kann der Verlängerung zustimmen. 

Im Unterschied zu andern Instrumenten, die flächendeckend und „top 

down“ wirken, fördert der FLS gezielt auf Gesuch hin ausschliesslich 

freiwillige Bemühungen von unten: Er unterstützt unbürokratisch 

Bürgerinnen und Bürger, Organisationen und Gemeinwesen, die einen 

Mehrwert in der Landschaft schaffen wollen. Diese Projekte schaffen 

ökologischen und wirtschaftlichen Mehrwert und werden von Kantonen, 

Gemeinden und Dritten mitfinanziert, was einen Multiplikationseffekt hat. 

Dank dem FLS konnten mehr als 2500 lokale und regionale Projekte 

unterstützt werden, welche die Kulturlandschaften der Schweiz aufwerten. 

 Die Kantone haben in der Konsultation zum Aktionsplan Biodiversität 

andere Vorhaben kritisch beurteilt, sich aber für eine Weiterführung des 

FLS und für eine ausreichende Dotierung mit finanziellen Mitteln 

ausgesprochen. 
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18.4099  Motion UREK-NR Systeme zur Warnung und Alarmierung vor 

Naturgefahren 

Forderung: Der Bundesrat wird beauftragt, den erforderlichen finanziellen und perso-

nellen Ressourcenbedarf für die Aufrechterhaltung und Weiterentwicklung 

der Systeme zur Warnung und Alarmierung vor Naturgefahren bereitzu-

stellen. Die Ressourcen sollen für die Umsetzung folgender Massnahmen 

bereitgestellt werden: 

1. Weiterführung und Erweiterung bestehender Massnahmen zur 

Konsolidierung des schweizerischen Warnsystems (Sicherstellung 

eines krisensicheren Vorhersage- und Warnsystems, Entwicklung 

einer neuen Generation von Unwetterwarnungen für eine mobile und 

digitale Gesellschaft); 

2. Neue Massnahmen zur Weiterentwicklung des schweizerischen 

Warnsystems (Entwicklung von Trockenheitswarnungen, 

Entwicklung von Warnung vor Massenbewegungsgefahren). 

 

Begründung: Die Schweiz ist regelmässig von Naturereignissen betroffen. Das durch 

Naturgefahren verursachte Schadensausmass kann mit einer optimierten 

Warnung, Alarmierung und Intervention erheblich reduziert werden. Im 

Nachgang zum Hochwasserereignis 2005 beschloss der Bundesrat, die 

erkannten Lücken im Warnprozess vor Naturgefahren durch das Projekt 

OWARNA zu analysieren und nach Möglichkeit zu schliessen. Gemäss 

dem zweiten OWARNA-Folgebericht vom 17. April 2018 verfügt die 

Schweiz heute über ein gut funktionierendes Warn-/Alarmierungssystem. 

Um das bisherige System aufrechtzuerhalten und weiterzuentwickeln, 

brauche es jedoch weitere Massnahmen. So wäre es künftig auch möglich, 

die Gefahren von Massenbewegungen wie Rutschungen und Hangmuren 

langfristig vorauszusagen. Grossen Handlungsbedarf sieht die Kommission 

bei Trockenheits- und Dürreprognosen. Langanhaltende Trockenheit wirkt 

sich zum Beispiel besonders auf die Landwirtschaft, Wasserversorgung, 

Energie und Schifffahrt aus. 

 

Antrag UREK-NR: Einreichung der Kommissionsmotion mit 14 zu 11 Stimmen. 

 

Kommentar ANS: AQUA NOSTRA SCHWEIZ unterstützt die Kommissionsmotion. 

Nach unserer Ansicht sollte sichergestellt werden, dass die Schweiz auch 

zukünftig ein angemessenes und aktuelles Warnsystem besitzt, um die 

Bevölkerung und ihre Lebensgrundlagen vor Naturgefahren zu schützen. 

Mit einer effizienten Prävention, Vorsorge und Intervention können 

potenzielle Sachschäden und Todesopfer vermieden oder zumindest 

begrenzt werden. Zudem haben sich die Systeme zur Warnung und 

Alarmierung vor Naturgefahren als besonders kostenwirksames Instrument 

zur Schadensreduktion erwiesen. 
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18.074  Bundesratsgeschäft Globale Umwelt 2019-2022: Rahmenkredit 

 

Ausgangslage: Der Rahmenkredit von 147,83 Millionen Franken für die kommenden 

vier Jahre (2019-2022) ermöglicht es der Schweiz, ihren internationalen 

Verpflichtungen nachzukommen und ihre Beiträge an vier Fonds zu 

erneuern. Im Einklang mit den von der OECD definierten Regeln werden 

die Beiträge der Schweiz an die öffentliche Entwicklungshilfe angerechnet. 

 118 Millionen Franken sind für den Globalen Umweltfonds (Global 

Environment Facility, GEF) bestimmt. Seit 1991 hat der Fonds 16,2 

Milliarden US Dollar für Projekte in den Bereichen Klimaschutz, 

Biodiversität, internationaler Gewässerschutz, Bodenschutz sowie Umgang 

mit Chemikalien und Abfällen an die Entwicklungsländer ausgeschüttet. 

Diese Investitionen haben Kofinanzierungen im Umfang von ungefähr  

100 Milliarden Dollar generiert. 

13,5 Millionen Franken sollen in den multilateralen Ozonfonds fliessen. 

Der Fonds wurde geschaffen, um die Umsetzung des Montrealer Protokolls 

über Stoffe, die zu einem Abbau der Ozonschicht führen, zu unterstützen. 

Seit 1991 hat der Ozonfonds dazu beigetragen, dass die Menge an 

ozonschichtabbauenden Stoffen in Entwicklungsländern und deren Einsatz 

namentlich in Kälte- und Klimaanlagen um etwa 90 Prozent reduziert 

werden konnte. 

13 Millionen Franken sind für zwei spezifische Klimafonds vorgesehen, die 

im Zuge des Rahmenübereinkommens der Vereinten Nationen über 

Klimaänderungen (Klimakonvention) geschaffen wurden: Der Least 

Developed Countries Fund (LDCF) richtet sich nach den speziellen 

Bedürfnissen der am wenigsten entwickelten Länder, die vom Klimawandel 

besonders stark betroffen sind. Der Special Climate Change Fund (SCCF) 

stellt den Entwicklungsländern Mittel für Klimaschutzmassnahmen 

(Emissionsreduktionen, Anpassungsprogramme und Technologietransfer) 

zur Verfügung. 

 

Entscheid SR: Der Ständerat hat den Bundesbeschluss mit 40 zu 1 Stimmen 

angenommen. 
 

Antrag UREK-NR: Die Kommission hat sich mit 17 zu 8 Stimmen für den Rahmenkredit 

ausgesprochen. Sodann beauftragt sie den Bundesrat, die institutionelle 

und operative Integration des Grünen Klimafonds (Green Climate Fund – 

GCF) in den Rahmenkredit Globale Umwelt zu prüfen. Ein entsprechendes 

Kommissionspostulat wurde mit 11 zu 10 Stimmen befürwortet. 

 

Kommentar ANS: AQUA NOSTRA SCHWEIZ sieht die Schweiz dann in der Pflicht, 

wenn eine breite weltweite Beteiligung erfolgt. 

Wir erachten die internationale Kooperation als entscheidend für eine 

erfolgreiche Umweltpolitik. Deshalb muss die Schweiz sich für die 

finanzielle Beteiligung und die Einhaltung von Zielen durch alle Staaten 

stark machen. 

Der Umfang des Rahmenkredits wurde wenigstens gegenüber dem 

vorhergehenden Zeitraum nicht erhöht, zudem lässt das Budget der 

Eidgenossenschaft derzeit eine Beteiligung zu. 


